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Übertragung der Regelung des § 29b TV-H auf die Beamtinnen und Beamten der Landes-

verwaltung 

Möglichkeit zur Erteilung einer Dienstbefreiung aus wichtigen persönlichen Gründen 

nach § 16 Nr. 2 Buchst. c der Hessischen Urlaubsverordnung (HUrlVO) 

Um die Familienfreundlichkeit des Arbeitgebers Land Hessen weiter zu stärken und auszu-

bauen, wurde mit dem Änderungstarifvertrag Nr. 20 zum TV-H vom 15. Oktober 2021 u.a. mit 

Wirkung zum 1. August 2022 ein neuer § 29b TV-H in den TV-H eingefügt. Dieser begründet für 

die Beschäftigten bei Niederkunft der Ehefrau/der Lebenspartnerin im Sinne des Lebenspart-

nerschaftsgesetzes während der ersten acht Wochen nach der Niederkunft auf Antrag einen 

Anspruch auf Freistellung zu einem Zeitanteil von 20 v.H. ihrer individuellen vereinbarten durch-

schnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit. Die guten Ergebnisse des Tarifabschlusses sollen, so-

weit es möglich ist, auch auf die Beamtinnen und Beamten übertragen werden. 

Zur Übertragung des § 29b TV-H auf die Beamtinnen und Beamten in Hessen ist daher im Rah-

men des aktuellen Verordnungsverfahrens zur Änderung der HUrlVO die Aufnahme eines ent-

sprechenden Anspruchs auf Sonderurlaub anlässlich einer Niederkunft in § 15b HUrlVO ge-

plant. Die geplante Neuregelung hat Ihnen im Entwurf bereits zur Stellungnahme vorgelegen. 

Um den Beamtinnen und Beamten der Landesverwaltung zeitgleich mit den Beschäftigten die 

Möglichkeit zu geben von dieser familienfreundlichen Regelung zu profitieren, bestehen keine 

Bedenken, den Beamtinnen und Beamten Ihres Geschäftsbereichs anlässlich der Niederkunft 

ihrer Ehefrau/Lebenspartnerin nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz für ab dem 1. August 

2022 geborene Kinder (Stichtag) bis zum Inkrafttreten des § 15b HUrlVO auf Antrag Dienstbe-

freiung aus sonstigen wichtigen persönlichen Gründen nach § 16 Nr. 2 Buchst. c HUrlVO zu er-

teilen. Bei Ausübung der dazu notwendigen Ermessensentscheidung im Einzelfall wird empfoh-

len, sich an der geplanten Regelung zum Sonderurlaub anlässlich einer Niederkunft (§ 15b 

HUrlVO-E, Anlage) zu orientieren. 

  
Im Auftrag 

 

gez. Gortner 

 

 

Anlage: 1 

 

 


